








Die Beklagte verteidigt das erstinstanzliche Urteil unter Aufrechterhaltung und Inbezugnahme ih-

res erstinstanzlichen Vortrags. Im Übrigen macht sich die Beklagte die Ausführungen des Land-

gerichts zum 100 %igen Mitverschulden des Klägers zu eigen.

II.

Die zulässige Berufung hat offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg.

1.

Soweit der Kläger die Aufhebung des Urteils und Zurückverweisung des Verfahrens an das Land-

gericht beantragt, liegen die dafür erforderlichen Voraussetzungen des § 538 Abs. 2 ZPO nicht 

vor, insbesondere ist ein wesentlicher Verfahrensmangel im Sinne des § 538 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO 

nicht ersichtlich oder vom Kläger behauptet. Der Senat hat gemäß § 538 Abs. 1 ZPO in der Sa-

che zu entscheiden. 

2.

Ein Anspruch des Klägers auf (materiellen oder immateriellen) Schadensersatz ist nicht ersicht-

lich, ergibt sich insbesondere nicht aus §§ 823 Abs. 1, 249 ff. BGB. 

Der Senat geht mit dem Landgericht davon aus, dass die Beklagte (das vom Kläger behauptete 

Unfallgeschehen unterstellt) ihre Verkehrssicherungspflicht verletzt hat. Einem Schadensersatz-

anspruch des Klägers steht jedoch das - eine Haftung der Beklagten im konkreten Fall ausschlie-

ßende - weit überwiegende Mitverschulden des Klägers gemäß § 254 Abs. 1 BGB entgegen.

a) Das Landgericht ist nach Beweisaufnahme davon ausgegangen, dass 

- sich zum behaupteten Unfallzeitpunkt entlang der Gleise auf einer Seite des Bahnübergangs ein 

jedenfalls 20 cm tiefer „Graben“ befand, der nicht gesondert gesichert war, wobei Absperrbänder 

beim Durchfahren von Zügen weggerissen worden wären,

- Fahrzeugverkehr, nicht aber Fußgängerverkehr durch Verkehrszeichen verboten war,

- der Bahnübergang durch beleuchtete Absperrschranken (Zeichen 600) gesichert war, an denen 

Fußgänger ohne Mühe vorbeilaufen konnten,

- die Beklagte die Anwohner, einschließlich des Klägers, durch Flyer über die nächtlichen Bauar-

beiten informiert hatte, wobei im Flyer ein Zeitraum vom 08.10. - 13.10. angegeben, u.a. ein 
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bewahren, den Verlust oder Kürzung eines Schadenersatzanspruchs hinnehmen muss (BGH, 

NJW 1997, 2234). Den Geschädigten trifft ein Mitverschulden, wenn er diejenige Sorgfalt außer 

Acht lässt, die jedem ordentlichen und verständigen Menschen obliegt, um sich vor Schäden zu 

bewahren (sog. Verschulden gegen sich selbst; vgl. Schleswig-Holsteinisches OLG, Beschluss 

vom 05.02.2019 - 7 U 160/18 -, juris, Rz. 39). Die Verkehrssicherungspflicht dient nicht dazu, das 

allgemeine Lebensrisiko auf den Sicherungspflichtigen abzuwälzen. So begründen z.B. schlechte 

Sichtverhältnisse bei Dunkelheit bereits allgemein erhöhte Sorgfaltsanforderungen für die Benut-

zung von Straßen und Wegen (vgl. z.B. Schleswig-Holsteinisches OLG, Beschluss vom 

05.02.2019 - 7 U 160/18, juris, Rz. 39 ff.: 60 % Mithaftungsquote bei Radfahrerin, die alkoholisiert 

im Dunkeln durch einen Park fährt und in eine ungekennzeichnete und ungesicherte Grube auf 

dem Weg stürzt). 

Das Überqueren eines Bahnübergangs erfordert für Fußgänger wegen der dort liegenden Bahn-

gleise und daraus resultierender Stolpergefahr bereits regelmäßig besondere Aufmerksamkeit. 

Dies gilt umso mehr bei Bauarbeiten und schlechten Sichtverhältnisse. Wenn es - wie hier vom 

Kläger behauptet - „stockdunkel“ war, hätte ein verständiger und auf ausreichende Eigensiche-

rung bedachter Fußgänger den Bahnübergang entweder gänzlich vermieden (z.B. durch Nutzung 

der für Fahrzeuge ausgeschilderten Umleitung) oder wäre jedenfalls nur unter Zuhilfenahme einer 

(Handy-)Taschenlampe oder ansonsten nur mit äußerster Vorsicht, tastend und schrittweise vor-

angegangen, um eventuelle Gefahren noch rechtzeitig festzustellen und zu vermeiden. Diese er-

forderliche Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten hat der Kläger außer Acht gelassen, wenn er ein-

fach im „Stockdunkeln“, sozusagen „blind“, den Bahnübergang überquerte.

d) Die Abwägung der Verantwortlichkeiten zwischen den Parteien eines Schadensersatzan-

spruchs im Rahmen der Prüfung eines Mitverschuldens (§ 254 BGB) unterliegt gemäß § 287 

ZPO einem weiten tatrichterlichen Entscheidungsspielraum. Dabei sind alle in Betracht kommen-

den Umstände richtig und vollständig zu berücksichtigen und der Abwägung rechtlich zulässige 

Erwägungen zu Grunde zu legen, insbesondere darf nicht gegen Denkgesetze und Erfahrungs-

sätze verstoßen werden (s. etwa BGH, Urteil vom 20.06.2013 - III ZR 326/12 -, juris, Rz. 19; BGH, 

Urteil vom 8. Juli 1986 - VI ZR 47/85, BGHZ 98, 148, 158; Senat, Urteile vom 11. Januar 2007 - III 

ZR 116/06, NJW 2007, 1063 Rn. 7; vom 10. Mai 2007 - III ZR 115/06, NJW 2007, 3211 Rn. 7; vom 

16. Juli 2009 - III ZR 21/09, NJW-RR 2009, 1688 Rn. 16 und vom 5. Juli 2012 - III ZR 240/11, 

VersR 2012, 1434 Rn. 18). Eine vollständige Überbürdung des Schadens auf einen Beteiligten im 

Rahmen von § 254 BGB kommt dabei nur ausnahmsweise in Betracht (BGH, Urteil vom 21. Fe-

bruar 1995 - VI ZR 19/94, juris, Rz. 20, 858; Senat, Urteil vom 10. Mai 2007 - III ZR 115/06 -, juris, 

Rz. 7). Die Abwägung des Landgerichts begegnet im Ergebnis keinen Bedenken.
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Grundsätzlich muss sich jeder Verkehrsteilnehmer auf die örtlichen Gegebenheiten einstellen und 

im eigenen Interesse der Schadensverhütung die Maßnahmen ergreifen, die nach der gegebenen 

Gefahrenlage geboten sind. Handelt der Verkehrsteilnehmer diesem Gebot im Fall einer erhebli-

chen Gefahr zuwider, begründet dies in der Regel ein Mitverschulden im Sinne von § 254 BGB. 

Indes lässt auch ein solches Verhalten nicht stets - unabhängig von den weiteren Umständen des 

Einzelfalls - den Verursachungsbeitrag des die Gefahr durch eine Pflichtverletzung begründenden 

Schädigers zurücktreten. Andernfalls führte dies zu dem nicht hinnehmbaren Ergebnis, dass bei 

einer besonders deutlichen Gefahrenlage, der der Geschädigte nicht ausweichen kann, und einer 

in solchen Fällen nicht selten besonders schwer wiegenden Pflichtverletzung die Pflichtverlet-

zung folgenlos bliebe. Die haftungsrechtliche Gesamtverantwortung für das Unfallereignis würde 

auf den Geschädigten verlagert, obwohl der Verkehrssicherungspflichtige eine maßgebliche Ur-

sache für das Schadensereignis gesetzt hat. (BGH, Urteil vom 20.06.2013 - III ZR 326/12 -, juris, 

Rz. 24). Ein solches Ergebnis widerspräche indes dem Schutzzweck der verletzten Verkehrssi-

cherungspflicht, die auch solche Verkehrsteilnehmer vor Schäden bewahren soll, die nicht stets 

ein Höchstmaß an Aufmerksamkeit und Vorsicht walten lassen (vgl. BGH, Urteil vom 20.06.2013 - 

III ZR 326/12 -, juris, Rz. 26). Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der Verkehrssicherungs-

pflichtige durch die Pflichtverletzung die wesentliche Ursache für einen Unfall setzt, der sich infol-

ge einer nicht beseitigten Gefahrenlage ereignet. Allein der Umstand, dass der Geschädigte vor 

Schadenseintritt die bestehende Gefahrenlage erkannt hat, begründet nicht einen solchen Verur-

sachungsanteil, dem gegenüber der Verursachungsbeitrag des die Gefahr durch eine Pflichtver-

letzung begründenden Schädigers stets zurücktreten oder auch nur weniger schwer wiegen 

müsste; maßgeblich sind vielmehr die Umstände des konkreten Einzelfalls (vgl. BGH, Urteil vom 

20.06.2013 - III ZR 326/12 -, juris, Rz. 23). 

Ein die Haftung des Verkehrssicherungspflichtigen ausschließender, weit überwiegender Verur-

sachungsbeitrag des Geschädigten kann nur angenommen werden, wenn das Handeln des Ge-

schädigten von einer ganz besonderen, schlechthin unverständlichen Sorglosigkeit gekennzeich-

net ist (vgl. BGH, Urteil vom 20.06.2013 - III ZR 326/12 -, juris, Rz. 27). 

e) Eine solche schlechthin unverständliche Sorglosigkeit hat der Kläger vorliegend aber an den 

Tag gelegt, wenn er - entsprechend seiner Behauptungen unterstellt - den Bahnübergang im 

„Stockdunkeln“ und damit praktisch „blind“ überquert hat, obwohl ihm bekannt war, dass sich dort 

eine Baustelle befand. Gegenüber der deutlich überwiegenden Mitverursachung des Schadens 

durch den Kläger fällt der Verursachungsanteil der Beklagten nicht ins Gewicht (ähnlich KG Ber-

lin, Urteil vom 06.01.2005 - 12 U 244/03 -, juris, zu 3.: bei nächtlichem Befahren eines im Wesent-

lichen von Anwohnern genutzten Kanals bei fehlender Kennzeichnung eines die Route versper-
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